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NEUES VOM EUGH 

Von Mitarbeitenden ausge-
stellte falsche Rechnungen 
EuGH, Urteil vom 30. Januar 2024 
– Rs. C-442/22 – P 

Das EuGH-Urteil betrifft die Ausle-
gung von Art. 203 MwStSystRL 
(siehe im deutschen Recht: § 14c 
UStG). Danach wird die Mehrwert-
steuer von jeder Person geschul-
det, die diese Steuer in einer 
Rechnung ausweist. 

Sachverhalt 
In der Zeit von Januar 2010 bis 
April 2014 stellte eine Arbeitneh-
merin einer polnischen Gesell-
schaft, die eine Tankstelle be-
treibt, 1.679 Rechnungen über 
einen Gesamtwert von etwa 
320.000 Euro aus, die keine tat-
sächlichen Warenverkäufe wider-
spiegelten. Zu diesem Zweck ver-
wendete sie die Daten ihres 
mehrwertsteuerpflichtigen Arbeit-
gebers ohne dessen Wissen und 
Zustimmung. Die betrügerischen 
Rechnungen wurden in den Steu-
ererklärungen dieser Gesellschaft 
nicht verbucht. Sie wurden von 
den Rechnungsempfängern dafür 
verwendet, um unberechtigter-
weise eine Mehrwertsteuererstat-
tung zu erlangen, ohne dass die 
entsprechende Steuer an die 
Staatskasse abgeführt wurde. 

 

 

Aus den Entscheidungsgrün-
den 
Der EuGH stellt in seinem Urteil 
fest, dass der Art. 203 MwSt- 
SystRL keine Anwendung findet, 
wenn eine Gefährdung des Steu-
eraufkommens ausgeschlossen 
ist. 

Er führt in seinem Urteil weiter 
aus, dass die Mehrwertsteuer 
nicht vom scheinbaren Aussteller 
einer falschen Rechnung geschul-
det werden könne, wenn er gut-
gläubig sei und die Finanzverwal-
tung die Identität der Person, die 
diese Rechnung tatsächlich aus-
gestellt hat, kenne. In einem sol-
chen Fall sei es diese Person, die 
zur Entrichtung der Mehrwert-
steuer verpflichtet sei. Eine an-
dere Auslegung liefe dem Ziel der 
Mehrwertsteuerrichtlinie zuwider, 
Steuerhinterziehungen zu be-
kämpfen, und wäre unvereinbar 
damit, dass eine betrügerische 
Berufung auf die Bestimmungen 
des Unionsrechts unzulässig sei.  

Um als gutgläubig angesehen zu 
werden, müsse der Arbeitgeber 
die zumutbare Sorgfalt an den 
Tag legen, um das Handeln sei-
nes Arbeitnehmenden zu überwa-
chen und dadurch zu verhindern, 
dass seine Daten für die Ausstel-
lung falscher Rechnungen ver-
wendet werden. Werde eine sol-
che Sorgfalt nicht nachgewiesen, 
sei der Arbeitgeber als die Person 
anzusehen, die zur Zahlung der in 
den betrügerischen Rechnungen 
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ausgewiesenen Mehrwertsteuer 
verpflichtet sei.  

Es sei Sache der Finanzverwal-
tung oder des nationalen Gerichts, 
unter Berücksichtigung aller rele-
vanten Umstände im Streitfall zu 
beurteilen, ob der Arbeitgeber 
eine solche Sorgfalt an den Tag 
gelegt habe. 

Bitte beachten Sie: 
Die Entscheidung ist von beson-
derer Bedeutung, weil der EuGH 
hier erstmals klar definiert, wer 
der Aussteller einer Rechnung im 
Sinne des Art. 203 MwStSystRL 
(§ 14c UStG) ist. Der EuGH hält 
es dabei grundsätzlich für denk-
bar, dass der Arbeitnehmende 
oder das Unternehmer der Aus-
steller sein kann, wenn sich der 
Arbeitnehmende der Daten des 
Arbeitgebers ohne dessen Wissen 
bedient. Es stellt sich dann dem 
EuGH die Frage, eine Gesamtbe-
trachtung aller relevanten Um-
stände vorzunehmen, um festzu-
stellen, ob der Steuerpflichtige, 
dessen Mehrwertsteuer-Identifika-
tionsdaten von seinem Arbeitneh-
menden unbefugt für die Ausstel-
lung falscher Rechnungen zu 
Betrugszwecken verwendet wur-
den, die zumutbare Sorgfalt an 
den Tag gelegt hat, um das Han-
deln dieses Arbeitnehmenden zu 
überwachen. Sei dies nicht der 
Fall, sei dieser Steuerpflichtige 
gemäß Art. 203 MwStSystRL zur 
Entrichtung der in diesen Rech-
nungen ausgewiesenen Mehr-
wertsteuer verpflichtet. Hat sich 
also ein Arbeitnehmender unbe-
rechtigterweise der Daten des Ar-
beitgebers bedient, wird man dem 
Finanzamt gegenüber nachzuwei-
sen haben, welche Maßnahmen 
im Vorfeld ergriffen worden sind, 
um solche Vorfälle zu vermeiden.  

Mit diesem Urteil bestätigt der 
EuGH seine Rechtsprechung (vgl. 
Urteil vom 8. Dezember 2022, C-
378/21, Finanzamt Österreich), 
dass es beim Art. 203 MwSt- 

SystRL und einer Rechnungstel-
lung mit unzutreffendem Steuer-
ausweis darauf ankommt, ob eine 
Gefährdung des Steueraufkom-
mens vorliegt. Danach schuldet 
ein Steuerpflichtiger, der eine 
Dienstleistung erbracht hat und in 
seiner Rechnung einen Mehrwert-
steuerbetrag ausgewiesen hat, 
der auf der Grundlage eines fal-
schen Steuersatzes berechnet 
wurde, den zu Unrecht in Rech-
nung gestellten Teil der Mehrwert-
steuer nicht nach Art. 203 MwSt-
SystRL. Damals ging es um 
Rechnungen (Kassenbons), die 
gegenüber Kundinnen und Kun-
den eines Indoor-Spielplatzes er-
teilt worden waren. Hier sah der 
EuGH keine Gefährdung des 
Steueraufkommens, weil diese 
Dienstleistung ausschließlich an 
Endverbrauchende erbracht 
wurde, die nicht zum Vorsteuerab-
zug berechtigt waren.  

Die neue Entscheidung stellt dar-
über hinaus klar, dass die Gefähr-
dung des Steueraufkommens 
nicht nur im B2C-Bereich, sondern 
auch im B2B-Bereich bei nicht 
zum Vorsteuerabzug berechtigten 
Kundinnen und Kunden eine Rolle 
spielt. Insofern hat sie die erneute 
Vorlage aus Österreich bereits 
überholt. Hier ist in zweiter Instanz 
beim Indoor-Spielplatz nochmals 
der EuGH angerufen worden.  

In der Nachfolgeentscheidung 
zum EuGH-Urteil vom 8. Dezem-
ber 2022 C- 378/21 hat das Bun-
desfinanzgericht Wien dem In-
door-Spielplatz zunächst 
überwiegend Recht gegeben und 
dabei im Schätzungsweg lediglich 
0,5 % der Umsätze besteuert, weil 
in dieser Höhe ein unternehmeri-
scher Bezug geschätzt worden ist 
und insoweit eine Gefährdung des 
Steueraufkommens in Betracht 
gekommen ist.  

Auf die Revision des Finanzamts 
hat der österreichische Verwal-
tungsgerichtshof mit Beschluss 

vom 14. Dezember 2023 die Sa-
che erneut dem EuGH mit folgen-
den Fragen vorgelegt:  

1. Ist Artikel 203 der Richtlinie 
2006/112/EG des Rates vom 28. 
November 2006 über das gemein-
same Mehrwertsteuersystem da-
hin auszulegen, dass ein Steuer-
pflichtiger, der eine Leistung 
erbracht hat und in seiner Rech-
nung einen Mehrwertsteuerbetrag 
ausgewiesen hat, der auf der 
Grundlage eines falschen Steuer-
satzes berechnet wurde, nach die-
ser Bestimmung den zu Unrecht 
in Rechnung gestellten Teil der 
Mehrwertsteuer nicht schuldet, 
wenn die in der konkreten Rech-
nung ausgewiesene Leistung an 
einen Nichtsteuerpflichtigen er-
bracht wurde, auch wenn dieser 
Steuerpflichtige weitere gleichar-
tige Leistungen an andere Steuer-
pflichtige erbracht hat? 

2. Ist als „Endverbraucher, der 
nicht zum Vorsteuerabzug berech-
tigt ist", im Sinne des Urteils des 
Europäischen Gerichtshofs vom 8. 
Dezember 2022, C-378/21, nur 
ein Nichtsteuerpflichtiger zu ver-
stehen oder auch ein Steuerpflich-
tiger, der die konkrete Leistung 
nur für private Zwecke (oder für 
sonstige nicht zum Vorsteuerab-
zug berechtigende Zwecke) in An-
spruch nimmt und deshalb nicht 
zum Vorsteuerabzug berechtigt 
ist? 

3. Nach welchen Kriterien ist bei 
einer vereinfachten Rechnungsle-
gung nach Artikel 238 der Richtli-
nie 2006/112/EG zu beurteilen, für 
welche Rechnungen (allenfalls im 
Rahmen einer Schätzung) der 
Steuerpflichtige den zu Unrecht in 
Rechnung gestellten Betrag nicht 
schuldet, weil keine Gefährdung 
des Steueraufkommens vorliegt? 
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Ort der Einfuhr bestimmt sich 
nicht nach dem Zollrecht  
EuGH, Urteil vom 18. Januar 2024 
– Rs. C-791/22 – G.A. 

Das Urteil des EuGH betrifft den 
Ort der Einfuhr von Gegenstän-
den, die in einem ersten Mitglied-
staat unter Verstoß gegen die 
Zollvorschriften in das Zollgebiet 
der Europäischen Union verbracht 
und anschließend in einen zwei-
ten Mitgliedstaat befördert wer-
den. 
 
 
Sachverhalt 
G. A., wohnhaft in Polen, erwarb 
2012 auf einem Markt in Polen 
insgesamt 43.760 Zigaretten, auf 
deren Verpackung nur ukrainische 
und belarussische Steuerbandero-
len angebracht waren. Er ver-
brachte die Zigaretten, ohne Zoll-
stellen darüber zu informieren, in 
die Nähe von Braunschweig, wo 
er sie einem deutschen Käufer 
übergab. Dabei wurde er festge-
nommen und die Zigaretten wur-
den sichergestellt und später ver-
nichtet. Das Hauptzollamt 
Braunschweig befand, dass die 
Zigaretten vorschriftswidrig in das 
Zollgebiet der Union verbracht 
worden seien und dass daher die 
Zollschuld entstanden sei, deren 
Schuldner G. A. sei. Ferner war 
das Hauptzollamt Braunschweig 
der Ansicht, dass gemäß § 21 
Abs. 2 UStG in Deutschland die 
Einfuhrumsatzsteuerschuld ent-
standen sei. Daher erließ es einen 
Umsatzsteuerbescheid über 
2.006,38 Euro. Nach erfolglosem 
Einspruchsverfahren erhob G. A. 
beim Finanzgericht Hamburg, 
dem vorlegenden Gericht, Anfech-
tungsklage gegen diesen Steuer-
bescheid. 
 
Das FG meinte, der Ort der Ein-
fuhr der Zigaretten liege in Polen, 
da sie dort in den Wirtschafts-
kreislauf der Union eingegangen 
seien. Folglich wären, so das Fi-
nanzgericht Hamburg, die deut-
schen Zollbehörden für die Fest-
setzung und Erhebung der 
Einfuhrumsatzsteuer nur unter der 
Voraussetzung zuständig, dass 

diese Steuer auf der Grundlage 
einer rechtlichen Fiktion in Bezug 
auf den Ort ihrer Entstehung als in 
Deutschland entstanden gälte. 
Nach § 21 Abs. 2 UStG sei Art. 
215 Abs. 4 Zollkodex (ZK) sinnge-
mäß anwendbar, wonach die Zoll-
schuld, sofern sie weniger als 
5.000 Euro beträgt, als in dem 
Mitgliedstaat entstanden gilt, in 
dem ihre Entstehung festgestellt 
wurde. Das Finanzgericht Ham-
burg hegt jedoch Zweifel, ob § 21 
Abs. 2 UStG mit der MwStSystRL 
konform sei. 
 
Aus den Entscheidungsgrün-
den 
Der EuGH legt in seinem Urteil die 
Art. 30 Abs. 1, Art. 60 und Art. 71 
Abs. 1 Unterabs. 2 der MwSt- 
SystRL dahin aus, dass sie einer 
nationalen Regelung entgegen-
stünden, nach der Art. 215 Abs. 4 
ZK auf die Einfuhrumsatzsteuer 
für die Bestimmung ihres Entste-
hungsorts entsprechende Anwen-
dung finde. Art. 30 Abs. 1 MwSt-
SystRL definiere die Einfuhr eines 
Gegenstands als Verbringung ei-
nes Gegenstands, der sich nicht 
im freien Verkehr im Sinne von 
Art. 29 AEUV befindet, in die 
Union. Art. 60 MwStSystRL siehe 
vor, dass die Einfuhr in dem Mit-
gliedstaat erfolgt, in dessen Ge-
biet sich der Gegenstand zu dem 
Zeitpunkt befindet, in dem er in 
die Union verbracht wird. Nach 
Art. 70 MwStSystRL würden der 
Mehrwertsteuertatbestand und der 
Mehrwertsteueranspruch zu dem 
Zeitpunkt eintreten, zu dem die 
Einfuhr des Gegenstands erfolgt. 
Unterlägen jedoch die eingeführ-
ten Gegenstände namentlich Zöl-
len, würden nach Art. 71 Abs. 1 
Unterabs. 2 MwStSystRL der 
Mehrwertsteuertatbestand und -
anspruch zu dem Zeitpunkt eintre-
ten, zu dem Tatbestand und An-
spruch für diese Abgaben entstün-
den. Diese Regelung stelle keine 
allgemeine Verknüpfung zwischen 
der Richtlinie 2006/112 und dem 
Zollkodex her und bestimme ins-
besondere nicht den Ort der Ein-
fuhr von Gegenständen für deren 
Besteuerung mit Mehrwertsteuer.  
 

Diese Auslegung finde in der 
Rechtsprechung des EuGH Be-
stätigung, was dann im Urteil noch 
näher ausgeführt wird.  Im vorlie-
genden Fall seien die Zigaretten 
zum Verbrauch in Polen bestimmt 
gewesen, was jedoch vom vorle-
genden Gericht zu überprüfen sei, 
insbesondere unter Berücksichti-
gung der Menge der vorschrifts-
widrig in die Union eingeführten 
Waren und der Art und Weise, in 
der sie erworben und anschlie-
ßend weitergegeben wurden.  
 
Der EuGH meint daher abschlie-
ßend, somit müsste Polen als Ent-
stehungsort der Einfuhrmehrwert-
steuer auf diese Zigaretten 
angesehen werden. 
 

Bitte beachten Sie:  
Trotz der engen Verknüpfung mit 
dem Zollrecht müssen die Zustän-
digkeiten für die Erhebung der 
Zölle und der Einfuhrumsatzsteuer 
nach der Rechtsprechung des 
EuGH getrennt betrachtet werden 
(EuGH-Urteil vom 29. April 2010 – 
C-230/08). Denn bei der Frage 
der Erhebungskompetenz müssen 
die Unterschiede zwischen Zöllen 
und Einfuhrumsatzsteuer berück-
sichtigt werden. Zölle werden als 
Eigenmittel an die EU abgeführt. 
Deshalb kommt es nicht entschei-
dend darauf an, welcher Mitglied-
staat den Zoll erhebt. Die Erträge 
aus der Einfuhrumsatzsteuer da-
gegen fließen in die nationalen 
Haushalte. In seinem Urteil kommt 
der EuGH zu dem klaren Ergeb-
nis, dass die Art. 30 Abs. 1, Art. 
60 und Art. 71 Abs. 1 Unterabs. 2 
MwStSystRL dahin auszulegen 
seien, dass sie einer nationalen 
Regelung entgegenstehen, nach 
der Art. 215 Abs. 4 ZK auf die Ein-
fuhrumsatzsteuer für die Bestim-
mung ihres Entstehungsorts ent-
sprechende Anwendung findet. 
Oder anders ausgedrückt, die 
MwStSystRL verbiete es, auf die 
Einfuhrumsatztsteuer eine zoll-
rechtliche Fiktion der Entstehung 
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der Zollschuld in dem Mitglied-
staat, in dem ein zollrechtlicher 
Pflichtenverstoß festgestellt 
wurde, anzuwenden, wenn fest-
steht, dass die Einfuhrumsatz-
steuer bereits in einem anderen 
Mitgliedstaat entstanden ist. 

  

NEUES VOM BFH 

EuGH-Vorlage zur Besteuerung 
von Umsätzen, die über einen 
Appstore ausgeführt werden – 
Rechtslage bis zum 31. Dezem-
ber 2014 
BFH, Beschluss vom 23. August 
2023, XI R 10/20 

Der BFH hat dem EuGH einige 
Fragen zur Besteuerung von Um-
sätzen, die über einen Appstore 
ausgeführt werden (Rechtslage 
bis zum 31. Dezember 2014), zur 
Vorabentscheidung vorgelegt. 

Die Vorlagefragen lauten wie 
folgt: 
1. Ist unter Umständen wie denen 
des Ausgangsverfahrens, in de-
nen eine deutsche Steuerpflich-
tige (Entwicklerin) vor dem 1. Ja-
nuar 2015 eine Dienstleistung auf 
elektronischem Weg an im Ge-
meinschaftsgebiet ansässige 
Nichtsteuerpflichtige (Endkunden) 
über einen Appstore einer irischen 
Steuerpflichtigen erbracht hat, Art. 
28 MwStSystRL anzuwenden mit 
der Folge, dass die irische Steuer-
pflichtige so behandelt wird, als ob 
sie diese Dienstleistungen von der 
Entwicklerin erhalten und an die 
Endkunden erbracht hätte, weil 
der Appstore erst in den den End-
kunden erteilten Bestellbestäti-
gungen die Entwicklerin als Leis-
tende genannt und deutsche 
Umsatzsteuer ausgewiesen hat? 

2. Bei Bejahung der Frage 1: Liegt 
der Ort der gemäß Art. 28 MwSt-
SystRL fingierten, von der Ent-
wicklerin an den Appstore er-
brachten Dienstleistung gemäß 
Art. 44 MwStSystRL in Irland oder 

gemäß Art. 45 MwStSystRL in der 
Bundesrepublik Deutschland 
(Deutschland)? 

3. Falls nach der Antwort auf die 
Fragen 1 und 2 die Entwicklerin 
keine Dienstleistungen in 
Deutschland erbracht hat: Besteht 
eine Steuerschuld der Entwickle-
rin für deutsche Umsatzsteuer ge-
mäß Art. 203 MwStSystRL, weil 
der Appstore sie vereinbarungs-
gemäß in seinen per E-Mail an die 
Endkunden übermittelten Bestell-
bestätigungen als Leistende ge-
nannt und deutsche Umsatzsteuer 
ausgewiesen hat, obwohl die End-
kunden nicht zum Vorsteuerabzug 
berechtigt sind? 

Dem Vorabentscheidungsersu-
chen lag folgender Sachverhalt zu 
Grunde:  

Ein Unternehmen U, das Spiele-
Apps vertreibt, nutzte in den 
Streitjahren 2012 bis 2014 einen 
App-Store X aus Irland, der die 
Apps an die Kunden kostenlos 
überließ; man konnte allerdings 
gegen Bezahlung Vorteile für das 
jeweilige Spiel erwerben. Nach 
der Vereinbarung mit X war U der 
Verkäufer der Produkte. X sollte 
die Produkte im Namen von U an-
bieten, wofür X eine Provision er-
hielt. Der Endkunde bekam dann 
eine Rechnung, wonach er bei U 
eingekauft hatte. Zudem wies die 
Rechnung deutsche Umsatz-
steuer aus. 

Der BFH meint nun, dass der Um-
satz von U an X als B2B-Umsatz 
eigentlich netto mit Leistungsort in 
Irland abzurechnen sei. Er hält es 
aber für denkbar, dass man den 
Leistungsort im B2B-Bereich bei 
einer Leistungskommission an-
ders bestimmt. Er geht dabei von 
der Rechtsfolge der Anwendung 
der § 3 Abs. 11 UStG, Art. 28 
MwStSystRL aus, der die juristi-
sche Fiktion zweier gleichartiger 
Dienstleistungen, die nacheinan-
der erbracht werden, bestimmt. 
Der Wirtschaftsteilnehmer, der 

Kommissionär ist, werde so be-
handelt, als ob er zunächst die 
fraglichen Dienstleistungen von 
dem Wirtschaftsteilnehmer, für 
dessen Rechnung er tätig wird 
und der Kommittent ist, erhalten 
hätte und anschließend diese 
Dienstleistungen dem Kunden 
selbst erbrächte.  

Der BFH hält es für denkbar, die 
rechtliche Beziehung zwischen 
dem Kommissionär und dem 
Kommittenten, für dessen Rech-
nung er handelt, umsatzsteuer-
rechtlich vollständig so zu behan-
deln wie die Dienstleistung, bei 
der der Kommissionär hinzutritt. 
Die Fiktion des Art. 28 MwStSys-
tRL würde auf die gesamte Leis-
tung erstreckt, das heißt, beide 
Leistungen (die des Kommittenten 
an den Kommissionär und die des 
Kommissionärs an den Endkun-
den) würden so behandelt, wie es 
der Fall wäre, wenn der Kommit-
tent die Leistung unmittelbar an 
den Endkunden erbringen würde. 

Er hält es zudem für möglich, 
dass zumindest der Ort der 
Dienstleistung, zu der der Kom-
missionär hinzutritt, auch den Ort 
der Dienstleistung zwischen Kom-
mittent und Kommissionär be-
stimmt. In beiden Fällen müsste U 
seine Umsätze mit deutscher Um-
satzsteuer und nicht netto abrech-
nen. In diese Richtung gehen die 
Fragen 1 und 2 des BFH.  

Die Frage 3 betrifft den deutschen 
Steuerausweis in den Abrechnun-
gen gegenüber den Endkunden.   

Hier erwägt der BFH, ob die Ent-
wicklerin die mit ihrem Einver-
ständnis in ihrem Namen ausge-
wiesene Umsatzsteuer nach Art. 
203 MwStSystRL schulde, weil die 
per E-Mail übersandten Bestellbe-
stätigungen des Appstore Rech-
nungen im Sinne des Art. 203 
MwStSystRL sein könnten. Die 
Berechtigung des Appstore zur 
Erteilung von Rechnungen im Na-
men der Entwicklerin ergebe sich 
aus den vom FG festgestellten 
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Vereinbarungen zwischen dem 
Appstore und der Entwicklerin. 
Der Apppstore sollte lediglich eine 
Provision erhalten. Die Endkun-
den hätten der elektronischen 
Übermittlung der Bestellbestäti-
gungen ebenfalls zugestimmt. Die 
mögliche Nichteinhaltung der Vo-
raussetzungen der Art. 233 ff. 
MwStSystRL könnte für eine Steu-
erschuldnerschaft nach Art. 203 
MwStSystRL nicht von entschei-
dender Bedeutung sein. 

Der vom BFH in Erwägung gezo-
genen Steuerschuld der Entwick-
lerin nach § 14c UStG, Art. 203 
MwStSystRL, aufgrund der vom 
Appstore im Namen der Entwick-
lerin erstellten Bestellbestätigun-
gen, könnte allerdings das EuGH-
Urteil Finanzamt Österreich (End-
verbrauchern fälschlicherweise in 
Rechnung gestellte Mehrwert-
steuer) vom 8. Dezember 2022 - 
C-378/21 entgegenstehen. 

Obgleich die Leistungsempfänger 
Nichtsteuerpflichtige sind, könnte 
im Streitfall eine Gefährdung des 
Steueraufkommens bestehen, die 
Art. 203 MwStSystRL ebenfalls 
verhindern wolle. Das Rechnungs-
erfordernis diene nämlich auch 
dazu, die Entrichtung der geschul-
deten Steuer zu kontrollieren, die 
genaue Erhebung der Steuer si-
cherzustellen und Steuerhinterzie-
hungen zu verhindern. Dies wird 
vom BFH näher ausgeführt. 

Jedenfalls dann, wenn an der 
Leistungserbringung mehrere 
Steuerpflichtige beteiligt sind, wür-
den sowohl die von der Entwickle-
rin zugelassene rechnungsmäßige 
Zuordnung einer Leistung zum 
(aus ihrer Sicht) falschen Leisten-
den als auch die von dem 
Appstore zugelassene rechnungs-
mäßige Zuordnung einer Leistung 
zum (aus ihrer Sicht) falschen 
Steuergläubiger das Steuerauf-
kommen der EU gefährden, und 
zwar auch dann, wenn dem Kun-
den kein Recht auf Vorsteuerab-
zug zusteht. Nach dem Vortrag 
des FA drohe eine endgültige 

Nichtbesteuerung der Umsätze, 
weil Irland von einem Besteue-
rungsrecht Deutschlands ausgeht, 
was den Bestellbestätigungen ent-
spricht, während das FG von ei-
nem Besteuerungsrecht Irlands 
bei X ausgegangen ist, was die-
sen widerspreche. 

Diese Situation sei im Streitfall 
durch die Entwicklerin hervorgeru-
fen worden. Sie habe zunächst, 
was an sich zulässig sei (Art. 220 
Abs. 1 MwStSystRL, § 14 Abs. 2 
Satz 4 UStG), den Appstore dazu 
ermächtigt, sie in den Bestellbe-
stätigungen als Leistende zu nen-
nen (und die sich daraus ergeben-
den umsatzsteuerrechtlichen 
Konsequenzen gegenüber dem 
Endkunden durch Einbehalt von 
deutscher Umsatzsteuer zu zie-
hen), später aber gegenüber dem 
Finanzamt die gegenteilige Auf-
fassung vertreten, der Appstore-
Betreiber sei Leistender (und die 
in ihrem Namen ausgewiesene 
Umsatzsteuer werde von ihr nicht 
geschuldet). Damit verhalte sie 
sich aus Sicht des BFH wider-
sprüchlich. Ist sie der Meinung, 
dass der Appstore Leistender sei, 
darf sie nicht zulassen, dass der 
Appstore sie als Leistende nennt. 
Das widersprüchliche Verhalten 
der Entwicklerin könnte es recht-
fertigen, von ihrer Steuerschuld-
nerschaft gemäß Art. 203 MwSt-
SystRL auszugehen. 

Bitte beachten Sie:  
Die künftige Entscheidung des 
EuGH betrifft zwar noch die alte 
Rechtslage vor dem Inkraftreten 
des Art. 9a MwStVO. Trotzdem 
werden mit dem Vorabentschei-
dungsersuchen des BFH wichtige 
Fragen zur Dienstleistungskomis-
sion geklärt. Bisher konnte man 
insoweit Folgendes festhalten: Die 
Besorgungsleistung teilt umsatz-
steuerlich das Schicksal der be-
sorgten Leistung und beide Leis-
tungen sind entweder steuerfrei 
oder steuerpflichtig, wenn eine 
Dienstleistungskommission vor-
liegt. Jetzt wird außerdem noch 

abschließend geklärt, ob das 
Schicksal der beiden Leistungen 
auch mit dem Besteuerungsrecht 
(Leistungsort) verknüpft ist.  

In diesem Zusammenhang ist 
auch das EuGH-Urteil vom 28. 
Februar 2023 C- 695/20 (Fenix) 
zur Dienstleistungskommission 
bei Internetportalen zu sehen. Da-
nach wird bei Dienstleistungen, 
die elektronisch über ein Telekom-
munikationsnetz, eine Schnitt-
stelle oder ein Portal wie einen 
Appstore erbracht werden, stets 
davon ausgegangen, dass ein an 
dieser Erbringung beteiligter Steu-
erpflichtiger im eigenen Namen, 
aber für Rechnung des Anbieters 
dieser Dienstleistungen tätig ist, 
sodass er selbst als Erbringer die-
ser Dienstleistungen gilt, wenn er 
die Abrechnung mit dem Dienst-
leistungsempfänger autorisiert, die 
Erbringung der Dienstleistungen 
genehmigt oder die allgemeinen 
Bedingungen der Erbringung fest-
legt.  

 

NEUES VOM BMF 

Vorsteueraufteilung unter An-
wendung des Gesamtumsatz-
schlüssels  
BMF, Schreiben vom 13. Februar 
2024 – III C 2 – S 7306/22/10001 
:001 

Das BMF hat zur Vorsteuerauftei-
lung nach dem Verhältnis der Um-
sätze im Sinne von § 15 Abs. 4 
Satz 3 UStG, Anwendung des Ge-
samtumsatzschlüssels, Stellung 
genommen. 

Grundlagen zur Vorsteuerauf-
teilung 
Verwende ein Unternehmer einen 
für sein Unternehmen gelieferten, 
eingeführten oder innergemein-
schaftlich erworbenen Gegen-
stand oder eine in Anspruch ge-
nommene sonstige Leistung 
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sowohl für Umsätze, die zum Vor-
steuerabzug berechtigen, als auch 
für Umsätze, die den Vorsteuerab-
zug nach § 15 Abs. 2 und 3 UStG 
ausschließen, habe er die ange-
fallenen Vorsteuerbeträge in einen 
abziehbaren und einen nicht ab-
ziehbaren Teil aufzuteilen. Nach 
dem Unionsrecht (Art. 173 Abs. 1 
und Art. 174 MwStSystRL) sei für 
die Aufteilung im Grundsatz ein 
auf die Gesamtheit der von dem 
Unternehmer bewirkten Umsätze 
bezogener Umsatzschlüssel (Pro-
rata-Satz des Vorsteuerabzuges, 
„Gesamtumsatzschlüssel“) anzu-
wenden. Der Pro-rata-Satz werde 
nach Art. 175 Abs. 1 MwStSystRL 
auf Jahresbasis in Prozent festge-
setzt und auf einen vollen Pro-
zentsatz aufgerundet. 

Die Mitgliedstaaten könnten je-
doch nach Art. 173 Abs. 2 MwSt-
SystRL von diesem Grundsatz ab-
weichen. Von dieser Möglichkeit 
habe der deutsche Gesetzgeber 
mit § 15 Abs. 4 Satz 3 UStG in 
Form des Vorranges der „anderen 
wirtschaftlichen Zurechnung“ vor 
einer Aufteilung nach dem Ver-
hältnis der Umsätze (Gesamtum-
satzschlüssel) Gebrauch ge-
macht.  

Die Vorsteueraufteilung müsse 
nach einem sachgerechten Auftei-
lungsschlüssel erfolgen. Kämen 
neben dem Gesamtumsatzschlüs-
sel (gleichbedeutend mit gesam-
tumsatzbezogenem oder gesamt-
unternehmensbezogenem Um-
satzschlüssel) andere Aufteilungs-
schlüssel in Betracht, sei ein an-
derer Aufteilungsschlüssel 
anzuwenden, wenn er ein präzise-
res Ergebnis liefere. Kämen ne-
ben dem Gesamtumsatzschlüssel 
mehrere andere präzisere Auftei-
lungsschlüssel in Betracht, sei 
nicht zwingend die präziseste Me-
thode anzuwenden. Die Auswahl 
der anzuwendenden präziseren 
Methode obliege in diesen Fällen 
dem Unternehmer; das Finanzamt 
könne sie jedoch daraufhin über-
prüfen, ob sie sachgerecht sei.  

Anwendung des Gesamtum-
satzschlüssels 
Der Gesamtumsatzschlüssel er-
gebe sich aus einem Bruch, der 
sich aus dem Verhältnis der Um-
sätze, die zum Vorsteuerabzug 
berechtigen, zum Gesamtumsatz 
des Unternehmers zusammen-
setzt, jeweils bezogen auf den Be-
steuerungszeitraum (Kalender-
jahr). Einfuhren und 
innergemeinschaftliche Erwerbe 
seien keine Umsätze in diesem 
Sinne und daher nicht in den Um-
satzschlüssel einzubeziehen. 
Gleiches gelte für Umsätze, für 
die der Unternehmer als Leis-
tungsempfänger die Umsatzsteuer 
nach § 13b Abs. 1 oder 2 in Ver-
bindung mit Abs. 5 UStG schulde. 

Das BMF gibt sodann detaillierte 
Hinweise, welche Umsätze im 
Zähler und Nenner berücksichtigt 
werden müssen. 

Bei einer Vorsteueraufteilung 
nach dem Gesamtumsatzschlüs-
sel ist der Prozentsatz der ab-
zugsfähigen Vorsteuern auf volle 
Prozentpunkte aufzurunden (siehe 
Art. 175 Abs. 1 MwStSystRL). Bei 
der Anwendung eines anderen, 
präziseren Aufteilungsschlüssels 
finde diese Rundungsregel dage-
gen keine Anwendung. Dies sei 
aufgrund des EuGH-Urteils vom 
16. Juni 2016 – Rs. C-186/15 – 
Kreissparkasse Wiedenbrück zu-
lässig. In diesen Fällen sei auf die 
zweite Nachkommastelle aufzu-
runden.  

Der Gesamtumsatzschlüssel 
könne im Voranmeldungsverfah-
ren auf einer vorläufigen Basis 
(zum Beispiel auf Grundlage des 
vorangegangenen Jahres) ange-
wandt und in der Jahresfestset-
zung auf den endgültigen Prozent-
satz berichtigt werden (siehe auch 
Abschnitt 15.16 Abs. 2a UStAE). 

Änderungen des Umsatzsteuer-
Anwendungserlasses 
Der UStAE wird entsprechend ge-
ändert. 

Anwendungsregelung 
Die Grundsätze dieses BMF-
Schreibens sind in allen offenen 
Fällen anzuwenden. 

Bitte beachten Sie:  
Das BMF setzt mit dem neuen 
Schreiben zwei Urteile des BFH 
bzw. des EuGH aus dem Jahr 
2016 um. Im letzten Jahr hat die 
Verwaltung in Abschn. 15.17 Abs. 
6 bis 7 UStAE bereits weitrei-
chende Ausführungen zur Anwen-
dung des Flächen- bzw. Umsatz-
schlüssels gemacht. Diese 
ergänzt sie nunmehr mit Erläute-
rungen zum Gesamtumsatz-
schlüssel.  

Bisher spielte der Gesamtumsatz-
schlüssel eines Unternehmens im 
UStAE nur eine Nebenrolle. Le-
diglich im Abschn. 15.17 Abs. 7 
Nr. 2 Satz 3 UStAE verfügte die 
Verwaltung, dass die Vorsteuer-
aufteilung bei erheblichen Aus-
stattungsunterschieden – mangels 
einer anderen präziseren Zurech-
nung – nur dann nach dem Ge-
samtumsatzschlüssel erfolgen 
könne, wenn das Objekt (z.B. ein 
Verwaltungsgebäude) zur Ausfüh-
rung der Gesamtumsätze des Un-
ternehmens diene.  

Das BMF führt zur Anwendung 
des Gesamtumsatzschlüssels 
weiter aus, dass auch eine Auftei-
lung, die auf Umsatzzahlen nur ei-
nes Teils der Umsätze beruht 
(Teilumsatzschlüssel, z. B. ein ob-
jekt- oder abteilungsbezogener 
Umsatzschlüssel), eine andere 
Methode der wirtschaftlichen Zu-
ordnung darstelle und dem Ge-
samtumsatzschlüssel daher vor-
gehe.  
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Zahlung eines Gerätebonus 
durch ein Mobilfunkunterneh-
men für die Abgabe eines End-
geräts durch den Vermittler ei-
nes Mobilfunkvertrags  
BMF, Schreiben vom 23. Januar 
2024 – III C 2 – S 7200/19/10003 
:019 
 

Das BMF hat zur umsatzsteuerli-
chen Behandlung bei der Vermitt-
lung von Mobilfunkverträgen Stel-
lung genommen. 

Bislang hatte die Finanzverwal-
tung in Abschnitt 10.2 Abs. 5 Satz 
7 bis 8 UStAE folgende Regelung 
getroffen: 

„Liefert der Vermittler eines Mobil-
funkvertrags im eigenen Namen 
an den Kunden ein Mobilfunkgerät 
oder einen sonstigen Elektronikar-
tikel und gewährt das Mobilfunk-
unternehmen dem Vermittler auf 
Grund vertraglicher Vereinbarung 
eine von der Abgabe des Mobil-
funkgeräts oder sonstigen Elektro-
nikartikels abhängige Provision 
bzw. einen davon abhängigen 
Provisionsbestandteil, handelt es 
sich bei dieser Provision oder die-
sem Provisionsbestandteil inso-
weit nicht um ein Entgelt für die 
Vermittlungsleistung an das Mobil-
funkunternehmen, sondern um ein 
von einem Dritten gezahltes Ent-
gelt im Sinne des § 10 Abs. 1 Satz 
2 UStG für die Lieferung des Mo-
bilfunkgeräts oder des sonstigen 
Elektronikartikels (vgl. BFH-Urteil 
vom 16.10.2013 – XI R 39/12, 
BStBl II 2014 S. 1024). Dies gilt 
unabhängig von der Höhe einer 
von dem Kunden zu leistenden 
Zuzahlung.  

Nunmehr wird folgender Satz 9 
angefügt: 

„Wird zwischen dem Mobilfunkun-
ternehmen und dem Vermittler ein 
Vertrag geschlossen, nach dem 
das Mobilfunkunternehmen dem 
Vermittler eine (Abschluss-)Provi-
sion unabhängig von der Abgabe 

eines Mobilfunkgeräts (vertragli-
che Entkopplung) an den Endkun-
den zahlt, stellt die Provision ins-
gesamt Entgelt für die 
Vermittlungsleistung dar.“ 

Bitte beachten Sie: 
Die Grundsätze des BMF-Schrei-
bens sind in allen offenen Fällen 
anzuwenden.  
Es wird sich aufgrund dieser 
knappen Formulierung im BMF-
Schreiben in der Praxis die Frage 
stellen, wann und unter welchen 
Umständen tatsächlich eine ver-
tragliche Entkopplung angenom-
men werden kann und somit ein 
Entgelt von dritter Seite vermie-
den werden kann.  

 

Unentgeltliche Zuwendungen 
und Vorsteuerabzug 
BMF, Schreiben vom 24. Januar 
2024 – III C 2 – S 7109/19/10004 
:001 

Der BFH hat in seinem Folgeurteil 
zum EuGH-Urteil vom 16. Sep-
tember 2020, C-528/19, Mittel-
deutsche Hartstein-Industrie, mit 
Urteil vom 16. Dezember 2020 – 
XI R 26/20 (XI R 28/17), abwei-
chend von der bisherigen Recht-
sprechung und der Verwaltungs-
auffassung entschieden, dass der 
Vorsteuerabzug aus einem mittel-
bar unternehmerisch veranlassten 
Leistungsbezug zulässig ist, der 
unentgeltlich an einen Dritten wei-
tergeliefert wird, sowie eine dar-
aus resultierende unentgeltliche 
Wertabgabe nicht besteuert wird, 
wenn kein unversteuerter Endver-
brauch droht. 

Das BMF-Schreiben vom 24. Ja-
nuar 2024 zieht Folgen aus der 
Rechtsprechungsänderung. 

Anwendung der Rechtspre-
chung zum Vorsteuerabzug bei 
„mittelbarer“ Veranlassung 
Und zwar habe der BFH entschie-
den, dass einem Unternehmer der 

Vorsteuerabzug auch dann zu-
stehen kann, wenn er eine Leis-
tung bezieht, um diese an einen 
Dritten unentgeltlich weiter zu lie-
fern und zugleich die eigene un-
ternehmerische Tätigkeit zu er-
möglichen. Dies setze aber 
voraus, dass die bezogene Ein-
gangsleistung nicht über das hin-
ausgeht, was erforderlich bzw. un-
erlässlich ist, um diesen Zweck zu 
erfüllen, und die Kosten der Ein-
gangsleistung (kalkulatorisch) im 
Preis der getätigten Ausgangsum-
sätze enthalten sind und der Vor-
teil des Dritten (im Urteilsfall: der 
Allgemeinheit) allenfalls neben-
sächlich ist. Nur unter diesen Vo-
raussetzungen reiche entgegen 
der bisherigen Rechtsprechung 
eine „mittelbare“ Veranlassung für 
den Vorsteuerabzug aus.  

Illustration durch zwei Beispiele 
Der Umsatzsteuer-Anwendungs-
erlass wurde entsprechend ange-
passt. Mit zwei Beispielen veran-
schaulicht das BMF, unter 
welchen Voraussetzungen ein 
Vorsteuerabzug möglich sein soll.  

Beispiel 1 ist dem BFH-Urteil vom 
16. Dezember 2020 nachgebildet. 
Hier bejaht das BMF unter den 
oben genannten Voraussetzungen 
für den Ausbau einer Gemein-
destraße, um einen Steinbruch zu 
betreiben, den Vorsteuerabzug.  

In Beispiel 2 wird für den Ausbau 
einer Gemeindestraße, um einen 
Steinbruch zu betreiben, ebenfalls 
der Vorsteuerabzug bejaht. Um 
die Unfallgefahr durch das hohe 
Radfahreraufkommen zu minimie-
ren, baut der Unternehmer freiwil-
lig einen zusätzlichen Fahrrad-
weg. Aufgrund einer Auflage in 
der Genehmigung führt der Unter-
nehmer dazu Maßnahmen zur Be-
grünung durch, um den Charakter 
des betroffenen Naherholungsge-
biets zu erhalten.  

Für den Fahrradweg und die Be-
grünungsmaßnahmen verneint 
das BMF einen Vorsteuerabzug. 
Eine Nutzung der ausgebauten 
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Straße durch die Lkw sei auch 
ohne den Fahrradweg möglich. 
Daneben sei der Vorteil für die 
Gemeinde bzw. die Allgemeinheit 
nicht nur nebensächlich, indem 
die Radfahrer mit dem Fahrrad-
weg nun einen eigenen, bislang 
nicht vorhandenen Verkehrsstrei-
fen nutzen können. Die Begrü-
nungsmaßnahmen seien für die 
Ausübung der wirtschaftlichen Tä-
tigkeit nicht erforderlich. Selbst die 
gemeindliche Auflage zur Vor-
nahme entsprechender Maßnah-
men führe nicht dazu, dass diese 
für die Ausübung der wirtschaftli-
chen Tätigkeit unerlässlich wer-
den. Daneben sei der Vorteil für 
die Gemeinde bzw. die Allgemein-
heit aus der Begrünung nicht nur 
nebensächlich, sondern diene un-
mittelbar ihren Bedürfnissen. 

Die Grundsätze des BMF-Schrei-
bens sind in allen offenen Fällen 
anzuwenden. 

Bitte beachten Sie: 
Nach der bisherigen BFH-Recht-
sprechung und der Auffassung 
der Finanzverwaltung musste zwi-
schen dem Inhalt der bezogenen 
Leistung ein direkter und unmittel-
barer Zusammenhang zwischen 
Eingangs- und Ausgangsleistung 
bestehen (vgl. BFH-Urteil vom 11. 
April 2013 – V R 29/10). Nur mit-
telbar verfolgte Zwecke waren bis-
her unerheblich (vgl. BFH, Urteil 
vom 13. Januar 2011 – V R 
12/08). Diese strenge Auffassung 
ist durch den BFH und die Verwal-
tung nunmehr aufgegeben wor-
den. Allerdings hat die Verwaltung 
mit dem vorliegenden BMF-
Schreiben die Rechtsprechung 
nur in engen Grenzen angewen-
det (insbesondere Vorteil des Drit-
ten nur nebensächlich, Kosten der 
Eingangsleistung im Ausgangs-
preis enthalten). Die Verwaltung 
hat Ihre Ansicht dann noch durch 
die zwei oben aufgeführten Bei-
spiele veranschaulicht und abge-
grenzt. 

Hinweis:  
Das FG Münster hat mit Urteil 
vom 29. Januar 2024 (15 K 
871/22 U) entschieden, dass eine 
betrieblich erforderliche Erschlie-
ßungsmaßnahme zum Vorsteuer-
abzug berechtige und eine unent-
geltliche Wertabgabe verneint. Die 
Eingangsleistungen seien für das 
Unternehmen erforderlich gewe-
sen. Der Vorteil für Dritte (Allge-
meinheit) sei allenfalls neben-
sächlich.  

 

SONSTIGES 

Unternehmereigenschaft von 
Aufsichtsratsmitgliedern 
FG Köln, Urteil vom 15. November 
2023, 9 K 1068/22; Az. des BFH: 
XI R 35/23 

Das Urteil betrifft die Frage der 
Unternehmereigenschaft von Auf-
sichtsratsmitgliedern und von  
§ 14c UStG. 

Sachverhalt 
Der Kläger war als Aufsichtsrats-
vorsitzender für mehrere Gesell-
schaften innerhalb einer Unter-
nehmensgruppe tätig. Für diese 
Tätigkeit schlossen die Gesell-
schaften jeweils eine Haftpflicht-
versicherung ab. Der Kläger er-
hielt für seine Tätigkeit neben dem 
Ersatz seiner Auslagen eine Ver-
gütung pro Sitzungstag des Auf-
sichtsrates. 

Der Kläger behandelte die Vergü-
tung in seinen Umsatzsteuererklä-
rungen für die Streitjahre zunächst 
als umsatzsteuerpflichtig, wies in 
den Rechnungen an die Gesell-
schaften die Umsatzsteuer aus 
und reichte entsprechende Um-
satzsteuererklärungen ein. Ein 
Vorsteuerabzug durch die Rech-
nungsempfänger aus den gegen-
ständlichen Rechnungen erfolgte 
nicht. Diese erklärten – wenn 
überhaupt – ausschließlich um-
satzsteuerfreie Umsätze ohne 
Vorsteuerabzug. 

Der Kläger beantragte später eine 
Änderung der noch offenen Um-
satzsteuerbescheide aufgrund der 
Rechtsprechung zur fehlenden 
Unternehmereigenschaft von Auf-
sichtsräten. Das Finanzamt lehnte 
dies ab, da eine Sitzungsvergü-
tung nicht mit der in den EuGH-
/BFH-Urteilen behandelten Fest-
vergütung vergleichbar sei 
(EuGH, Urteil vom 13. Juni 2019 – 
C-420/18 – IO; BFH, Urteil vom 
27. November 2019 – V R 23/19 
(V R 62/17).  

Aus den Entscheidungsgrün-
den 
Nach Auffassung des Finanzge-
richts begründet die Tätigkeit des 
Klägers als Aufsichtsratsvorsitzen-
der keine Unternehmereigen-
schaft im Sinne des § 2 Abs. 1 
UStG. 

Der Kläger werde in seiner Funk-
tion als Vorsitzender des Auf-
sichtsrats und damit als Mitglied 
eines gesetzlich vorgesehenen 
Organs der Aktiengesellschaft 
nicht im eigenen Namen und nicht 
in eigener Verantwortung tätig. Er 
trage auch kein wirtschaftliches 
Risiko, da er hinsichtlich seiner 
Vergütung gesetzlichen, sat-
zungs- und geschäftsordnungs-
mäßigen Vorgaben unterlag und 
gerade keine „variable“ Vergütung 
erhielt. Die sitzungsabhängige 
Vergütung stehe auch nicht zu 
seiner Disposition. 

Schließlich bestehe auch kein 
wirtschaftliches Risiko wegen der 
Inanspruchnahme aufgrund von 
Schäden durch Pflichtverletzun-
gen. Dieses Risiko werde durch 
die abgeschlossenen Versiche-
rungen ausgeschlossen. 

Bitte beachten Sie: 
Das FG Köln hat bei dem Auf-
sichtsratsvorsitzenden im Hinblick 
auf seine Vergütung ein wirt-
schaftliches Risiko verneint, ob-
wohl dieser eine Vergütung nach 
der Anzahl der Sitzungen als 
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Festvergütung und nicht als „vari-
able“ Vergütung erhielt (andere 
Ansicht Abschn. 2.2 Abs. 3a Satz 
4 UStAE). Vor dem Hintergrund 
der Entscheidung des EuGH in 
der Rs. TP – Rs. C-288/22 – vom 
21. Dezember 2023 (siehe VAT 
Newsletter Dezember 2023 – Ja-
nuar 2024) dürfte diese Abgren-
zung aber nicht mehr entschei-
dungsrelevant sein, da der EuGH 
darauf abstellt, ob der Betroffene 
seine Tätigkeit im eigenen Na-
men, auf eigene Rechnung und in 
eigener Verantwortung ausübt. 
Solange ein Gremiumsmitglied 
keine persönlichen Verpflichtun-
gen in Bezug auf Verbindlichkei-
ten der Gesellschaft trägt, schei-
det in der Praxis daher ein 
wirtschaftliches Risiko aus. Nach 
dem EuGH reicht hierfür auch 
nicht die Haftung für Pflichtverlet-
zungen aus.  

Das Finanzgericht verneint auch 
eine Steuerschuld nach § 14c 
UStG, da zu keiner Zeit eine Ge-
fährdung des Steueraufkommens 
vorgelegen habe. Bislang sei vom 
EuGH eine Gefährdung des Steu-
eraufkommens bei solchen Rech-
nungsadressaten abgelehnt wor-
den, die Endverbraucher seien 
(EuGH-Urteil vom 8. Dezember 
2022, C 378/21, Finanzamt Öster-
reich). Das Finanzgericht hat nun-
mehr eine Gefährdung des Steu-
eraufkommens auch bei 
Unternehmern mit Ausgangsum-
sätzen, die nicht zum Vorsteuer-
abzug berechtigen, abgelehnt. 
Dies steht im Einklang mit dem 
später erschienenen EuGH-Urteil 
vom 30. Januar 2024 – Rs. C-
442/22 – P (siehe der Beitrag in 
diesem VAT Newsletter). 

 

 

 

 

Nachzahlungszinsen gemäß  
§ 233a AO 
FG Saarbrücken, Beschluss vom 
13. November 2023, 1K 1313/21; 
rkr. 

Sachverhalt: Bei der Klägerin 
(GmbH) nahm der Prüfer unter 
anderem Hinzuschätzungen in 
den Streitjahren 2014 bis 2016 
vor. Auf Grundlage dieser Hinzu-
schätzungen erließ der Beklagte 
im Jahr 2018 entsprechende Um-
satzsteuer- und Körperschaftsteu-
erbescheide sowie Bescheide 
über Nachzahlungszinsen gemäß 
§ 233a AO für diese Steuern. Im 
vorliegenden Besprechungsbe-
schluss ging es nach erfolglosem 
Einspruchsverfahren und einer 
Änderung der Zinsbescheide im 
Klageverfahren nur noch um die 
restlichen nach § 233a AO festge-
setzten Zinsen zur Umsatzsteuer. 

Die Vorschriften über Nachzah-
lungszinsen gemäß § 233a AO 
verstoßen nach Auffassung des 
FG Saarbrücken im Streitfall bei 
Zinsen, denen Hinzuschätzungen 
zu Grunde liegen, nicht gegen eu-
roparechtliche Grundsätze.  

Der europarechtliche Grundsatz 
der Neutralität der Mehrwertsteuer 
sei zwar grundsätzlich auch auf 
die Zinsvorschriften anwendbar. 
Er sei jedoch in Fällen der Nach-
zahlungszinsen nicht verletzt, da 
der Unternehmer durch die Ab-
schöpfung des Liquiditätsvorteils 
nicht in diesem Sinne belastet sei. 

Die Zinsvorschriften seien zwar 
nicht schon deshalb mit dem euro-
parechtlichen Grundsatz der Ver-
hältnismäßigkeit vereinbar, weil 
das deutsche Verfahrensrecht die 
Möglichkeit von Billigkeitsmaß-
nahmen (§§ 163, 227 AO) vor-
sieht. Sie stünden aber, auch 
wenn sie vom BVerfG seit 2014 
für unverhältnismäßig angesehen 
wurden, zumindest insoweit dem 
europarechtlichen Grundsatz der 
Verhältnismäßigkeit nicht entge-
gen, als bei der Beurteilung der 
Unverhältnismäßigkeit in diesem 

Sinne bei der Bemessung eines 
Ausgleichs des Liquiditätsvorteils 
europarechtliche Maßstäbe gelten 
würden und bei der Frage eines 
milderen Mittels in Bezug auf die 
Zinsbelastung auch andere Rendi-
temöglichkeiten von Kapitalüber-
lassung in Betracht zu ziehen 
seien. 

Bitte beachten Sie: 
Zur Unionsrechtswidrigkeit hatte 
Mitte 2023 auch das FG Düssel-
dorf zu entscheiden (Beschluss 
vom 12.05.2023, 1 V 115/23 A 
(U), und Urteil vom 23.06.2023, 1 
K 1869/22 U).  
 
Insoweit sind aktuell beim BFH 
sowohl ein Beschwerdeverfahren 
(Az. V B 34/23 (AdV)) als auch ein 
Revisionsverfahren (Az. V R 
14/23) anhängig. 

 

VAT to go: Der Umsatzsteuer-
Podcast – Folge 5: Umsatzsteu-
erliche Gutschrift 

 

Den Begriff der Gutschrift kennen 
viele: Wer Kleidung kauft, die 
dann nicht passt, bekommt eine 
Rückerstattung, also eine kauf-
männische Gutschrift. Umsatz-
steuerliche Gutschriften dagegen 
sind Rechnungen, die sich Leis-
tungsempfänger selbst schreiben. 
Handelsvertreter:innen, Aufsichts-
ratsmitglieder  und auch Konsig-
nationslager arbeiten mit umsatz-
steuerlichen Gutschriften.  
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Neben Informationen zum grund-
sätzlichen Gutschrifteinsatz, den 
Voraussetzungen und der Um-
satzsteuerschuld geht es in der 
fünften Folge unseres Podcasts 
um Fragestellungen rund um den 
Widerspruch gegen die Gutschrift. 
In diesem Zusammenhang ist 
auch ein bemerkenswertes Urteil 
des Bundesfinanzhofs (BFH) im 
Fokus. 

Jetzt reinhören: VAT to go - der 
Umsatzsteuer-Podcast: Folge 5 - 
Umsatzsteuerliche Gutschrift | Po-
dcast on Spotify 

 

AUS ALLER WELT 

TaxNewsFlash Indirect Tax 
KPMG-Beiträge zu indirekten 
Steuern aus aller Welt 

Die nachfolgenden und weitere 
Beiträge finden Sie hier. 

13 Feb – Greece: Guidance on 
new reporting obligations for digi-
tal platform operators (DAC7) 

13 Feb – Poland: VAT rate on 
take-away meals; eligible costs of 
new investment projects (Su-
preme Administrative Court deci-
sions) 

12 Feb – EU: VAT treatment of 
transfer pricing adjustments 
(CJEU referral from Romania) 

9 Feb – Philippines: Tax on e-
commerce transactions 

7 Feb - Mexico: Updated platform 
for filing monthly VAT returns 

6 Feb – Senegal: VAT on cross-
border provision of digital services 

5 Feb – Belgium: Parliament ap-
proves new law project to intro-
duce e-invoicing mandate from 1 
January 2026 

2 Feb – KPMG report: Mexican 
rulings on exportation of services 
eligible for 0 % VAT 

31 Jan – Colombia: Proposed 
amendments to e-invoicing regu-
lations 

31 Jan – Italy: Amendments to di-
rect and indirect tax rules effective 
1 January 2024 

 

VERANSTALTUNGEN 

Umsatzsteuer 2024: Hybride 
Jahrestagung 
am 12. März 2024 

Der Countdown läuft: In weniger 
als einem Monat findet die dies-
jährige hybride Umsatzsteuer Jah-
restagung in der Münchner 
KPMG-Niederlassung statt.  

Es wird spannend. Nicht nur die 
zunehmende Digitalisierung, unter 
anderem in Form der E-Rech-
nung, beschäftigt uns (siehe der 
Einigungsvorschlag des Vermitt-
lungsausschusses zum Wachs-
tumschancengesetz). Auch brand-
aktuelle  EuGH-Urteile vom 29. 
Februar 2024 (Wann kann Um-
satzsteuer aufgrund Uneinbring-
lichkeit vom Finanzamt zurückge-
fordert werden?), vom 30. Januar 
2024 (Besteht keine Gefährdung 
des Steueraufkommens im B2B-
Bereich; § 14c UStG ausgeschlos-
sen?), vom 21. Dezember 2023 
(Unternehmereigenschaft eines 
Verwaltungsrates mit Auswirkun-
gen auf die Tätigkeit in Gremien) 
und insbesondere das BMF-
Schreiben vom 24.Januar 2024 
(Vorsteuerabzug aus einem mittel-
bar unternehmerisch veranlassten 
Leistungsbezug) werden für Ver-
änderungen in der Praxis sorgen. 
Hochinteressant dürfte der Vor-
trag eines Betriebsprüfers sein, 
der auf die Prüfungsschwerpunkte 
der Verwaltung eingehen wird. In 
diesem Zusammenhang werden 
auch die derzeitigen Überlegun-

gen zu möglichen Prüfungser-
leichterungen durch ein wirksa-
mes Tax CMS eine Rolle spielen. 
Besuchen Sie unsere hybride Um-
satzsteuer-Jahrestagung im März 
2024 und informieren Sie sich 
über all das und mehr.  

Mit dabei ist wieder Rainer Wey-
müller, Vors. Richter am Finanz-
gericht München a.D., Of-Counsel 
bei KPMG. Zudem konnten wir 
Tanja Schumacher, Senior Vice 
President Tax Brenntag Group, 
Leonard Joost* vom Umsatzsteu-
erreferat des Ministeriums der Fi-
nanzen des Landes Nordrhein-
Westfalen sowie Elmar Mohl*, 
Fachprüfer Umsatzsteuer bei ei-
nem Finanzamt für Groß- und 
Konzernbetriebsprüfung bei der 
Finanzverwaltung Nordrhein-
Westfalen für die Veranstaltung 
gewinnen. 

* in nicht dienstlicher Eigenschaft 

Weitere Informationen sowie das 
Anmeldeformular zur Veranstal-
tung finden Sie hier. 

 

 

 

https://open.spotify.com/episode/6QGE0KFKyMWJF80rbM2cdr?utm_campaign=VAT%20to%20go%20-%20Der%20Umsatzsteuer%20Podcast&utm_content=282578961&utm_medium=social&utm_source=linkedin&hss_channel=lcp-2941443
https://open.spotify.com/episode/6QGE0KFKyMWJF80rbM2cdr?utm_campaign=VAT%20to%20go%20-%20Der%20Umsatzsteuer%20Podcast&utm_content=282578961&utm_medium=social&utm_source=linkedin&hss_channel=lcp-2941443
https://open.spotify.com/episode/6QGE0KFKyMWJF80rbM2cdr?utm_campaign=VAT%20to%20go%20-%20Der%20Umsatzsteuer%20Podcast&utm_content=282578961&utm_medium=social&utm_source=linkedin&hss_channel=lcp-2941443
https://open.spotify.com/episode/6QGE0KFKyMWJF80rbM2cdr?utm_campaign=VAT%20to%20go%20-%20Der%20Umsatzsteuer%20Podcast&utm_content=282578961&utm_medium=social&utm_source=linkedin&hss_channel=lcp-2941443
https://home.kpmg/us/en/home/insights/2018/05/taxnewsflash-indirect-tax.html
https://kpmg.com/de/de/home/events/2024/03/hybride-umsatzsteuerjahrestagung-2024.html
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